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Die bisherigen Planungen des Unter-

föhringer Gymnasiums waren gemäß 

ursprünglichem Gemeinderatsbe-

schluss auf ein vierzügiges Gymnasium 

mit einer Gesamtschülerzahl von rund 

1000 Gymnasiasten und die Möglichkeit 

auf Erweiterung des Schulgebäudes bei 

Bedarf ausgerichtet.  

 

Gemäß aktuellem Schulbedarfsplan ist 

diese Größenordnung für Unterföhring 

und den Landkreis München ausrei-

chend. Auf Grundlage der prognosti-

zierten Zahlen wird bis 2035 mit einer 

Schülerzahl von 645 Gymnasiasten aus 

dem Landkreis München gerechnet. 

Dies hat zur Folge, dass bei einem vier-

zügigen Gymnasium für 1000 Schüler 

rund 350 Gastschüler (z.B. aus Mün-

chen) das Unterföhringer Gymnasium 

besuchen können. 

 

In der Gemeinderatssitzung vom 18. 

Mai 2017 wurde vom Architekturbüro 

Felix und Jonas bestätigt, dass sich das 

von der Staatsregierung beschlossene 

G 9 bei neuer Raumzuordnung im bis-

her geplanten Unterföhringer Schul-

campus abbilden lässt. 

 

Im Verlauf der Sitzung formte sich je-

doch eine geschlossene Allianz aus 

CSU, SPD und GRÜNEN mit dem Be-

gehr, das für ursprünglich 1000 Gymna-
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siasten zuzüglich 400 Grundschüler 

locker-luftig mäandernd geplante 

Schulensemble nunmehr mit einem 

fünfzügigen Gymnasium zu bauen und 

deshalb den Schulkomplex bereits im 

Vorfeld gebäudetechnisch in Richtung 

Osten zu erweitern (s. Grafik). Die CSU 

will dabei dem Freistaat Bayern und der 

Stadt München entgegenkommen, die 

SPD zielt darauf, Unterföhring ganz im 

Sinne der Metropolregion weiterzuent-

wickeln und die GRÜNEN äußerten ihre 

Sorge um eine mögliche Containerlö-

sung im Fall einer später eventuell not-

wendigen Gymnasiumserweiterung. 

 

Keine der drei Fraktionen hatte ein 

Problem damit, dass mit einer derar-

tigen Entscheidung die Interessen 

der Unterföhringer ignoriert werden 

und erheblicher zusätzlicher Verkehr 

ausgelöst wird. Auch der Kreistagsan-

trag der SPD unter dem Titel „Schulen 

brauchen Ruhe und Platz für Pädago-

gik“, die Schülerzahl zur Vermeidung 

von „Massenschulen“ bei Schulneubau-

ten auf 1000 zu begrenzen, spielte 

plötzlich keine Rolle mehr. 

 

In Folge dessen wurde bei der GR-

Sitzung am 18. Mai 2017 in einer 

Kampfabstimmung von einer Mehrheit 

aus CSU, SPD und GRÜNEN ein fünf-

zügiges Gymnasium in und nicht für 
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Unterföhringer Schulcampus wird Bildungsfabrik für 2.000 (!) … (Forts.) 

Unterföhring beschlossen. Die PWU 

stimmte mit 10 Stimmen geschlos-

sen gegen diese „Hopplahopp“-

Vergrößerung des neuen Unterföh-

ringer Schulcampus. 

 

Jenseits allen parteipolitischen Geplän-

kels halten wir als PWU die mehrheitli-

che Entscheidung von CSU, SPD und 

GRÜNEN für eine in vorauseilendem 

Gehorsam größere Dimensionierung 

des Unterföhringer Gymnasiums mit 

bis zu 50 % mehr Gymnasiasten aus 

fo lgenden Gründen für fa lsch: 

 

 Ein Schulcampus für nunmehr bis 

zu 2000 (!) Schüler (Gymnasium + 

Grundschule) bedeutet einen un-

persönlichen Mammutschulbe-

trieb. Dies entspricht definitiv nicht 

den Vorstellungen der Parteifreien 

Wählerschaft Unterföhring. 

 Diese weit überdimensionierte Schule 

bedeutet eine Einladung an das neue 

Monstersiedlungsgebiet im Münchner 

Nordosten (mit bis zu 33.000 zusätzli-

chen Einwohnern und bis zu 13.000 

zusätzlichen Arbeitsplätzen). Es ist 

aus Sicht der PWU in erster Linie 

Aufgabe Münchens, für dieses 

neue Wohngebiet ausreichend 

Schulen zu schaffen und nicht Auf-

gabe der Landkreisgemeinden. Es 

wird durch dieses neue Siedlungsge-

biet ohnehin zusätzlicher Verkehr 

produziert, der zum großen Teil über 

Unterföhringer Flur abgewickelt wer-

den soll. 

 Die Ausweitung der Schule wird (auf 

bereits heute überlasteten Straßen) 

zusätzlichen Verkehr in Richtung 

Unterföhring unweigerlich anziehen. 

Dabei muss man sich vor Augen 

führen, dass CSU und SPD eine 

adäquate Ertüchtigung des Kreisels 

bei der Allguth-Tankstelle aus nach 

wie vor logisch nicht nachvollziehba-

ren Gründen verhindert und damit 

schon jetzt die Staus in diesem Be-

reich festgeschrieben haben. Wie 

muss sich die Situation erst dar-

stellen, wenn 1000 Schüler aus 

dem Bereich München täglich 

nach Unterföhring und wieder 

zurückfahren bzw. gefahren wer-

den? Das treibt die Verkehrsbe-

lastung für die Unterföhringer 

weiter in die Höhe. Es wird doch 

wohl nicht ernsthaft erwartet, 

dass die ohnehin schon hoff-

nungslos überlasteten öffentli-

chen Verkehrsmittel diese Mehr-

belastung wirksam auffangen 

können. 

 

Diesen zusätzlich und bewusst durch 

eine politische Fehlentscheidung ge-

nerierten Verkehr hätten wir als Par-

teifreie Wählerschaft Unterföhring 

sehr gerne vermeiden wollen. 

Die Interessen der Unterföhringer 

Schüler und der Schüler des Landkrei-

ses stehen aufgrund des mehrheitli-

chen GR-Beschlusses nun nicht mehr 

im Vordergrund bei dem lange und heiß 

ersehnten sowie hart erkämpften Gym-

nasium Unterföhring, sondern vielmehr 

die Interessen der Münchner Schüler. 

Gemeinderat Weingärtner hat dem Bür-

germeister vorgeworfen, eine Käseglo-

cke über Unterföhring stülpen zu wol-

len. Bürgermeister Kemmelmeyer wur-

de jedoch von den Unterföhringern ge-

wählt, um ihre Interessen zu vertreten. 

Dies als Vorwurf zu formulieren ist nicht 

nur unverständlich, sondern wohl auch 

nur noch ideologisch nachvollziehbar. 

Nicht nur Bürgermeister Andreas Kem-

melmeyer, auch die Parteifreien Wähler 

Unterföhring sehen die Belange der 

Unterföhringer Bürger an vorderster 

Stelle.  

 

Zum großen Bedauern der PWU wur-

de in diesem Fall bewusst eine klare 

Entscheidung gegen die Interessen 

der Unterföhringer Bevölkerung ge-

troffen, eine Politik, die wir als PWU 

so nicht nachvollziehen können.  

 

Gertrud Mörike,  

PWU-Gemeinderätin 

 

PS: Lesen Sie hierzu den Artikel auf 

Seite 3 zum „Konnexitätsprinzip“  

Jahreshauptversammlung - Wichtige Themen auf den Weg gebracht 

Zur diesjährigen PWU- Jahreshaupt-

versammlung im Hackerbräu waren 58 

Mitglieder und Gäste erschienen. Da-

runter 54 stimmberechtigte Mitglieder. 

Als Gäste konnten wir wie jedes Jahr 

Herrn Nikolaus Kraus- MDL und Kreis-

verbandsvorsitzender der Freien Wäh-

ler begrüßen. Als weiteren Gast konn-

ten wir dieses Jahr Frau Dr. Ilse Ertl, 

Kreisgeschäftsführerin der FW- Mün-

chen Land in unseren Reihen begrü-

ßen. 

Nach der Begrüßung unseres Vorsit-

zenden Andreas Kemmelmeyer, stieg 

die Versammlung in Tagesordnungs-

punkte ein. Nach Feststellung der ord-

nungsgemäßen Einladungen, wurde 

einstimmig das Protokoll der letzten 

JHV genehmigt. 

Anschließend berichtete unter Tages-

ordnungspunkt 3 der Vorsitzende An-

dreas Kemmelmeyer über die im Be-

richtszeitraum durchgeführten Veran-

staltungen, die Mitgliederentwicklung 
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der PWU, sowie über die regelmäßi-

gen Veranstaltungen wie beispielswei-

se die sehr gut angenommenen PWU- 

Treffs, welche regelmäßig in der Ge-

meinderatssitzungswoche abgehalten 

werden. 

 

Im Bericht des Fraktionsvorsitzenden 

Manuel Prieler (unter TOP 4), wurden 

die wichtigsten Themen aus der Frakti-

onsarbeit des vergangenen Jahres 

(PWU-Anträge) sowie die zukünftig 

anstehenden Themen erörtert. 

Unter Tagesordnungspunkt 6 wurde 

durch Marianne Rader der Kassenbe-

richt dargestellt. 

 

Nach einer kurzen Aussprache zu den 

vorangegangenen Tagesordnungs-

punkten, folgte der Bericht der Reviso-

ren, welcher die Kassenführung als 

einwandfrei bestätigte. 

 

Besonders erfreulich waren auch wie-

der die vielen Ehrungen für die lang-

jährigen Mitgliedschaften einiger unse-

rer Mitglieder. 

 

Der Vorsitzende Andreas Kemmel-

meyer beendete um 22:35 Uhr die 

Mitgliederversammlung mit einem gro-

ßen Dankeschön an alle Mitglieder für 

ihre Unterstützung. 

Somit konnte direkt folgend der Vor-

stand einstimmig entlastet werden. 

Unter TOP 10 wurde einstimmig eine 

Satzungsänderung beschlossen. 

 

Michael Kessele, 

1. Schriftführer 

Jahreshauptversammlung - Wichtige Themen auf den Weg … (Forts.) 

Betina Mäusel, Zweite Bürgermeisterin, 

hat dem Gemeinderat vor der Abstim-

mung zum Gymnasium erklärt, dass 

nach der vorliegenden Planung der 

Staat nichts finanziert, weil das Kon-

nexitätsprinzip hier nicht greift. Sollte 

der Gemeinderat allerdings eine Erwei-

terung beschließen, kommt das Kon-

nexitätsprinzip zur Anwendung, heißt – 

den Schulanbau bezahlt der Freistaat 

Bayern. Frau Mäusel hat deshalb in der 

Sitzung den mündlichen Antrag auf 

Erweiterung des Gymnasiums Unter-

föhring gestellt. CSU, SPD und Grüne 

haben dann die Erweiterung beschlos-

sen. Jetzt können wir uns freuen, dass 

die Gemeinde eine Monsterschule be-

kommt, deren Vergrößerung angeblich 

vom Freistaat finanziert wird. Ich wün-

sche Frau Mäusel und der Gemeinde 

Unterföhring, dass diese Aussagen 

dann auch tatsächlich so eintreffen. 

Allein mir fehlt der Glaube.. 

In dieser Gemeinderatssitzung lag 

jedem Gemeinderat der Informations-

brief vom Bayerischen Städtetag vor. 

Auf Seite 9 kann man zum Kostener-

satz für das G9 nachlesen: „Die Kom-

munen haben mit dem Entschluss der 

CSU-Landtagsfraktion und der Staats-

regierung Klarheit bekommen über die 

Verlängerung der Laufzeit des Gym-

nasiums auf neun Jahre. Auf viele 

Städte werden für den Bau und Aus-

bau von Gymnasien höhere Kosten 

zukommen. Der Bayerische Städtetag 

begrüßt, dass das Konnexitätsprinzip zur 

Anwendung kommt: Der Freistaat muss 

den Kommunen zusätzliche Investitions-

kosten einer Gymnasialreform ersetzen. 

Wenn der Freistaat das neunstufige 

Gymnasium einführt, muss er für die 

Mehrkosten bei der Umstellung aufkom-

men.“   

Die Architekten hatten bei der kleineren 

Variante des Unterföhringer Gymnasi-

ums bereits das 9stufige Gymnasium 

eingeplant. Somit waren meiner Meinung 

nach die Voraussetzungen für die An-

wendung des Konnexitätsprinzips bereits 

gegeben. Es wären also eventuelle Zu-

schüsse auch ohne Anbau zu erhalten 

gewesen. Eine Erweiterung war für die 

Anwendung des Konnexitätsprinzips 

Konnexitätsprinzip – Wer anschafft, muss zahlen 
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Konnexitätsprinzip – Wer anschafft, muss zahlen (Forts.) 

Anfang Mai fand die inzwischen sechs-

te Klausur der PWU nach der Kommu-

nalwahl 2014 statt. Die Vorstandschaft 

sowie die PWU Gemeinderatsfraktion 

trafen sich in gemütlicher Atmosphäre 

zum Meinungsaustausch. 

Hauptthema der Klausur war die Erar-

beitung der Halbzeitbilanz dieser Legis-

laturperiode. Grundlage hierfür war das 

„Arbeitsprogramm der PWU 2014– 

2020“, welches im Vorfeld auf die Kom-

munalwahl 2014 flächendeckend in 

Unterföhring verteilt wurde. 

Die Hauptthemen aus dem damaligen 

Arbeitsprogramm möchte ich nochmals 

kurz in Erinnerung rufen: 

 Moderne Bürgerbeteiligung 

 Soziales ist eine Herzens- 

 angelegenheit 

 Ehemaliges BAHOG-Gelände 

 Weiterführende Schulen 

 Bauhofverlagerung 

 Rathaussanierung 

 Sportparkerweiterung 

 Hallenbad/Ausbau der Geo- 

 thermie 

Diese einzelnen Themenbereiche wur-

den im Detail anhand unseres Arbeits-

programmes durchgearbeitet. Bereits 

jetzt kann bilanziert werden, dass weit 

mehr als die Hälfte der Themen, wel-

che die PWU während des Wahlkamp-

fes angekündigt und in ihr Arbeitspro-

gramm mit aufgenommen hatte, um-

gesetzt wurden, sich in der Umset-

zung befinden oder aber vom Gemein-

derat beschlossen wurden.  

In den verbleibenden drei Jahren die-

ser Legislaturperiode werden wir nun 

zusammen mit Bürgermeister Andreas 

Kemmelmeyer versuchen auch noch 

die restlichen Themen umzusetzen, so 

dass wir zum Ende dieser sechs Jahre 

eine positive Bilanz ziehen können.  

Dazu werden wir nochmals unser Ar-

beitsprogramm beleuchten und Ihnen, 

liebe Unterföhringer Bürgerinnen und 

Bürger, unsere Bilanz im Detail vorstel-

len. 

 

Manuel Prieler 

Fraktionsvorsitzender 

V.l.n.r.: Dr. Günther Ernstberger, Manuel Prieler, Michael Kessele, Günter Peischl, Edith Michal, Simone Guist, Andreas 

Kemmelmeyer, Rainer Richard, Marianne Rader, Andreas Huber, Udo Guist, Ingo Müller, Gertrud Mörike, Hans Zehetmair 

nicht notwendig. 

Weiter heißt es in dem Artikel: „Im Rah-

men der Gesetzgebungsverfahrens im 

Bayerischen Landtag muss nun die 

Kostenerstattung vor allem für den Bau 

und Ausbau von Schulen geregelt wer-

den.“ 

Schlussfolgerung: Fakt ist deshalb 

heute, dass zur Finanzierung noch 

nichts geregelt ist. Weder Kosten 

der Erweiterung noch deren langfris-

tige  Folgekosten stehen bislang 

fest. Wir müssen uns überraschen 

lassen, ob und in welcher Höhe der 

Freistaat Bayern die Erweiterung des 

Gymnasiums für Unterföhring zu 

finanzieren bereit sein wird.  

 

Edith Michal, 

Gemeinderätin 

PWU gleicht Arbeitsprogramm 2014-2020 mit Erreichtem ab 


